
Rückerstattungsverpflichtung und pfandrechtliche Sicherstellung 

Wertgegenstand von erheblichem Wert: 

•  Grundeigentum oder 

• Vermögenswert oder 

• übertragbare Forderungen und andere      

Rechte 

Realisierung 

•  nicht möglich oder 

•  nicht zumutbar 

Unterzeichnung einer Rückerstattungsverpflichtung durch 

die Hilfe suchende Person (§ 20 Abs. 1 SHG) 

Pfandrechtliche Sicherstellung der Forderung aus der unterzeichneten 

Rückerstattungsverpflichtung (§ 20 Abs. 2 SHG) 

Grundpfand-

verschreibung 
Faustpfand 

Verpfändung von 

Forderungen und 

anderen Rechten 



Grundpfandverschreibung 

Vorlage Grundbuchauszug 

durch  die Hilfe suchende 

Person 

Unterzeichnung der 

Rückerstattungsverpflichtung 

durch die Hilfe suchende 

Person 

Erstellung des 

Pfanderrichtungsvertrages 
Öffentliche Beurkundung beim Notar 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

Anmeldung zur Eintragung 

des Pfandrechtes ins 

Grundbuch durch die Hilfe 

suchende Person 

Beim Notar 

 

Mit der Eintragung entsteht 

das Grundpfand 

Beweissicherung für die 

Sozialbehörde 

Auszug aus dem  Grundbuch  

oder 

Bescheinigung der Eintragung auf 

dem Pfanderrichtungsvertrag 



Faustpfand 

1. 

Unterzeichnung der 

Rückerstattungsverpflichtung 

durch die Hilfe suchende 

Person 

2. 
Errichtung des 

Pfandvertrages 

3. 
Übergabe des 

Pfandgegenstandes 

an die Sozialbehörde 

oder  

oder 

durch Besitzesanweisung nach 

Art. 924 ZGB 

an einen Pfandhalter (z.B. 

Pfandleihanstalt) 

4. Entstehung des Pfandrechts 



Verpfändung von Forderungen und anderen Rechten 

1. 

Unterzeichnung der 

Rückerstattungsverpflichtung 

durch die Hilfe suchende 

Person 

Schriftlicher Pfandvertrag  

zwischen der Hilfe suchenden 

Person und der Sozialbehörde 

2a. 
urkundlich nicht verbriefte  

Forderungen: 

andere Rechte: 

Schriftlicher Pfandvertrag  

zwischen der Hilfe suchenden 

Person und der Sozialbehörde 

Beachtung der Formvorschriften 

für die Übertragung des betreffenden 

Rechts (Art. 900 Abs. 3 ZGB) 

Verpfändung von 

Bucheffekten: 

Schriftliche Sicherungsvereinbarung 

zwischen der Hilfe suchenden 

Person und der Sozialbehörde und 

Übertragung auf das Effektenkonto 

der Sozialbehörde (Art. 24 BEG) 

Schriftliche Sicherungsvereinbarung 

zwischen der Hilfe suchenden 

Person und der Sozialbehörde und 

Kontrollvereinbarung mit der 

Verwahrungsstelle (Art. 25 BEG) 

oder 

2b. 

2c. 


